
Lage in Syrien, Bahrain und Jemen 

P7_TA(2011)0148 

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 7. April 2011 zur Lage in Syrien, Bahrain und 
Jemen 

(2012/C 296 E/11) 

Das Europäische Parlament, 

— unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Syrien und Jemen, 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 24. März 2011 über die Beziehungen der Europäischen 
Union zum Golf-Kooperationsrat ( 1 ), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung mit der Empfehlung des Europäischen Parlaments an den Rat zu 
dem Abschluss eines Europa-Mittelmeer-Assoziationsabkommens zwischen der Europäischen Gemein
schaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Arabischen Republik Syrien andererseits, vom 26. Ok
tober 2006 ( 2 ), 

— unter Hinweis auf die Erklärung des Präsidenten des Europäischen Parlaments Jerzy Buzek zum tödlichen 
Angriff auf Demonstranten in Syrien vom 23. März 2011, 

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte aus dem Jahre 1948, 

— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPBPR) von 1966, zu 
dessen Vertragsparteien Bahrain, Syrien und Jemen gehören, 

— unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen von 1975 gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, zu dessen Vertragsparteien Bah
rain, Syrien und Jemen gehören, 

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 24. und 25. März 2011, 

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates zu Bahrain und Jemen vom 21. März 2011, 

— unter Hinweis auf die Erklärungen der Hohen Vertreterin der EU/Vizepräsidentin der Kommission vom 
10. März, 15. März und 17. März 2011 zu Bahrain, vom 18. März, 22. März, 24. März und 26. März 
2011 zu Syrien und vom 10. März, 12. März, 18. März und 5. April 2011 zu Jemen, 

— unter Hinweis auf die Gemeinsame Mitteilung der Hohen Vertreterin und der Kommission über eine 
Partnerschaft für Demokratie und gemeinsamen Wohlstand im südlichen Mittelmeerraum vom 8. März 
2011, 

— in Kenntnis der EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern von 2004, die 2008 aktua
lisiert wurden, 

— gestützt auf Artikel 110 Absatz 4 seiner Geschäftsordnung,
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A. in der Erwägung, dass – nach ähnlichen Entwicklungen in anderen arabischen Ländern – die Demons
tranten in Bahrain, Syrien und Jemen legitime demokratische Bestrebungen sowie die nachdrückliche 
Forderung der Bevölkerung nach politischen, wirtschaftlichen und sozialen Reformen zum Ausdruck 
gebracht haben, mit denen eine echte Demokratie hergestellt, Korruption und Vetternwirtschaft be
kämpft, die Achtung der Rechtstaatlichkeit, der Menschenrechte und der Grundfreiheiten sichergestellt, 
die sozialen Ungleichheiten verringert und bessere wirtschaftliche und soziale Bedingungen erreicht 
werden sollen, 

B. unter Hinweis darauf, dass die jeweiligen Regierungen mit einer Zunahme der gewaltsamen Repression, 
der Verhängung des Ausnahmezustandes und der Inkraftsetzung von Gesetzen zur Bekämpfung des 
Terrorismus reagiert haben, um gravierende Verbrechen – wie u.a. außergerichtliche Tötungen, Ent
führungen und Verschwindenlassen von Personen, willkürliche Verhaftungen, Folter und unfaire Ge
richtsverfahren – zu rechtfertigen, 

C. in der Erwägung, dass das übermäßig gewaltsame Vorgehen der Sicherheitskräfte gegen Demonstranten 
in Bahrain, Syrien und Jemen zahlreiche Tote und Verletzte forderte, dass viele Demonstranten fest
genommen wurden und dass gegen die Bestimmungen des Internationalen Pakts über bürgerliche und 
politische Rechte (IPBPR) von 1966, zu dessen Vertragsparteien diese Länder gehören, verstoßen wurde, 

D. unter Hinweis darauf, dass die Demonstrationen in Syrien in der im Süden gelegenen Stadt Daraa ihren 
Ausgang nahmen und sich anschließend im ganzen Land ausbreiteten; unter Hinweis darauf, dass die 
syrischen Regierungsstellen die Demonstrationen unterdrückt haben, indem sie scharfe Munition ein
setzten, um friedliche Versammlungen aufzulösen, und Hunderte Zivilpersonen verhaftet und in Da
maskus und anderen Städten regierungsfreundliche Demonstranten mobilisiert wurden; in der Erwä
gung, dass die syrische Regierung am 29. März 2011 zurückgetreten ist und Adel Safar beauftragt 
wurde, eine neue Regierung zu bilden; in der Erwägung, dass die Rede von Präsident Bashar al-Assad 
vom 30. März 2011 vor dem syrischen Parlament die Erwartungen und Hoffnungen auf wesentliche 
Reformen nicht erfüllt hat, 

E. in der Erwägung, dass sich Syrien seit 1963 im Ausnahmezustand befindet; in der Erwägung, dass der 
Ausnahmezustand die Bürger in Bezug auf die Wahrnehmung ihrer bürgerlichen und politischen Rechte 
einschränkt und es den syrischen Behörden weiterhin ermöglicht, Kontrolle über das Justizsystem 
auszuüben, 

F. in der Erwägung, dass die syrische Regierung eine Reihe öffentlicher Erklärungen abgegeben hat, in 
denen sie sich zur Sicherstellung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und politische Teilhabe ver
pflichtet (Aufhebung des Ausnahmezustands, Abschaffung von Artikel 8 der syrischen Verfassung, in 
dem verfügt wird, dass die Ba'th-Partei in Staat und Gesellschaft die führende Rolle spielt, und Lösung 
der Probleme infolge der 1962 im Gouvernement al-Hasaka durchgeführten Volkszählung, bei der 
Hunderttausenden Kurden der Pass abgenommen und sie als Ausländer registriert wurden), dass sie 
bisher diesbezüglich jedoch noch keine konkreten Fortschritte vollzogen hat; in der Erwägung, dass der 
prominente syrische Menschenrechtsaktivist und Regierungskritiker Haitham al-Maleh im März 2011 
aus dem Gefängnis freigelassen wurde und die internationale Gemeinschaft aufgefordert hat, Druck auf 
das syrische Regime auszuüben, damit es seinen internationalen Verpflichtungen in Bezug auf die 
Menschenrechte nachkommt, 

G. in der Erwägung, dass das Assoziationsabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Arabischen Republik Syrien andererseits noch unterzeichnet werden 
muss; in der Erwägung, dass die Unterzeichnung dieses Abkommens auf Antrag Syriens seit Oktober 
2009 verschoben ist; in der Erwägung, dass die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
einen wesentlichen Teil dieses Abkommens ausmacht, 

H. in der Erwägung, dass die Demonstration in Bahrain am 14. Februar 2011 begannen und dass die 
Demonstranten politische Reformen – insbesondere eine konstitutionelle Monarchie und eine gewählte 
Regierung sowie ein Ende der Korruption und der Ausgrenzung der Schiiten, die mehr als 60 % der 
Bevölkerung ausmachen – forderten; unter Hinweis darauf, dass die Lage in Bahrain weiterhin gespannt 
ist und zwischen 50 und 100 Personen in der letzten Woche als vermisst gemeldet wurden; in der 
Erwägung, dass Berichten zufolge medizinisches Personal, Menschenrechtsverteidiger und politische 
Aktivisten in Bahrain inhaftiert wurden und Krankenhausstationen von Sicherheitskräften besetzt wur
den, 

I. in der Erwägung, dass – auf Ersuchen der Regierung Bahrains – Sicherheitskräfte der Länder des Golf- 
Kooperationsrates Saudi-Arabien, Vereinigte Arabische Emiraten und Kuwait in Bahrain zum Einsatz 
kommen,
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J. unter Hinweis darauf, dass seit Januar 2011 Millionen von Bürgern weitgehend friedlich im Jemen 
demonstriert haben, dass angeblich fast 100 Personen – vor allem durch Sicherheitskräfte, die mit 
scharfer Munition in die Menschenmenge schossen – getötet wurden und dass Hunderte verletzt 
wurden; in der Erwägung, dass Krankenwagen, die mit verwundeten Regierungsgegnern auf dem 
Weg zu Spitälern waren, im Jemen durch Sicherheitskräfte behindert wurden, 

K. in der Erwägung, dass Präsident Ali Abdullah Saleh, der den Jemen seit 32 Jahren regiert, versprochen 
hat zurückzutreten; jedoch in der Erwägung, dass der Präsident bisher noch keine ernstzunehmenden 
Maßnahmen getroffen hat, um seinen Versprechen betreffend einen friedlichen demokratischen Über
gang nachzukommen, 

L. in der Erwägung, dass Mitglieder des Golf-Kooperationsrates beschlossen haben, Vertreter der Regierung 
Jemens und der Opposition zu Gesprächen nach Riad einzuladen, um einen Ausweg aus der fest
gefahrenen Situation zu finden, 

M. in der Erwägung, dass Jemen das ärmste Land im Nahen Osten mit allgemeiner Unterernährung, 
schwindenden Ölreserven, einer wachsenden Bevölkerung, einer schwachen Zentralregierung, zuneh
mender Wasserknappheit und geringen Investitionen in die Wirtschaft des Landes ist; in der Erwägung, 
dass ernsthafte Besorgnisse über die Auflösung des Staates Jemen bestehen; in der Erwägung, dass seit 
Februar mit den schiitischen Rebellen im Norden ein kaum belastbarer Waffenstillstand besteht, im 
Süden eine sezessionistische Bewegung aktiv ist und viele Angehörige von Al-Quaida den Jemen 
Berichten zufolge als Basis nutzen, 

N. in der Erwägung, dass der Ausnahmezustand vor kurzem in Bahrain und Jemen verhängt wurde; in der 
Erwägung, dass die Erklärung des Ausnahmezustands in einem Land dessen Regierung nicht von seinen 
wesentlichen Pflichten entbindet, die Rechtstaatlichkeit und die internationalen Menschenrechtsver
pflichtungen des Landes zu wahren, 

1. verurteilt mit Nachdruck das gewaltsame Vorgehen der Sicherheitskräfte gegen friedliche Demons
tranten in Bahrain, Syrien und Jemen und spricht den Familien der Opfer sein Mitgefühl aus; bekundet seine 
Solidarität mit den Menschen in diesen Ländern, würdigt ihren Mut und ihre Entschlossenheit und unter
stützt nachdrücklich ihre legitimen demokratischen Bestrebungen; 

2. fordert die Behörden in Bahrain, Syrien und Jemen dringend auf, keine Gewalt gegen Demonstranten 
anzuwenden sowie ihr Recht auf Versammlungsfreiheit und auf freie Meinungsäußerung zu achten; ver
urteilt, dass die Behörden in Bahrain und Jemen auf die Bereitstellung von medizinischer Versorgung Einfluss 
nehmen und den Zugang zu Gesundheitseinrichtungen verweigern oder einschränken; betont, dass diejeni
gen, die für die Verluste an Menschenleben und die Verletzungen verantwortlich sind, zur Rechenschaft 
gezogen und vor Gericht gestellt werden müssen; fordert die Behörden auf, unverzüglich alle politischen 
Gefangenen, Menschenrechtsverteidiger und Journalisten sowie alle Personen, die aufgrund ihrer friedlichen 
Aktivitäten im Zusammenhang mit den Protesten festgehalten werden, frei zu lassen; 

3. stellt fest, dass der Einsatz von Gewalt durch einen Staat gegen seine eigene Bevölkerung direkte 
Auswirkungen auf seine bilateralen Beziehungen mit der Europäischen Union haben muss; erinnert die Hohe 
Vertreterin der EU/Vizepräsidentin der Kommission daran, dass die EU über zahlreiche Instrumente verfügt, 
um die Länder von solchen Aktionen abzuhalten, wie beispielsweise Einfrieren von Vermögenswerten, 
Reiseverbote usw.; weist aber darauf hin, dass die allgemeine Bevölkerung in keinem Fall von einer der
artigen Überprüfung der bilateralen Beziehungen negativ betroffen werden sollte; 

4. fordert die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf, die Ereignisse in jüngster Vergangenheit 
sowie die gegenwärtigen und künftigen Entwicklungen in Bahrain, Syrien und Jemen in ihren bilateralen 
Beziehungen zu diesen Ländern in vollem Umfang zu berücksichtigen, einschließlich der Aussetzung wei
terer Verhandlungen über die nach wie vor ausstehende Unterzeichnung des Assoziationsabkommens 
zwischen der EU und Syrien; ist der Ansicht, dass der Abschluss eines solchen Abkommens davon abhängen 
sollte, ob die syrischen Behörden in der Lage sind, die erwarteten demokratischen Reformen in greifbarer 
Form durchzuführen;
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5. fordert die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf, die Forderungen nach unabhängigen 
Untersuchungen zu unterstützen, die sich mit den Angriffen gegen Demonstranten in diesen Ländern 
befassen, insbesondere eine von den Vereinten Nationen oder dem Internationalen Strafgerichtshof durch
zuführende Untersuchung der Übergriffe auf Demonstranten vom 18. März 2011 in Sanaa, Jemen, bei 
denen 54 Menschen getötet und mehr als 300 verletzt wurden; fordert die EU auf, unverzüglich die 
Initiative zu ergreifen und eine Sondersitzung des Menschenrechtsrates einzuberufen, die sich mit den in 
Bahrain, Syrien und Jemen verübten Übergriffen während der Niederschlagung der Demonstrationen und der 
Repression von Dissidenten befassen soll; 

6. fordert die Regierungen von Bahrain, Syrien und Jemen auf, unverzüglich und ohne Vorbedingungen 
einen offenen und sinnvollen politischen Prozess und Dialog aufzunehmen, an dem alle demokratischen 
politischen Kräfte und die Zivilgesellschaft teilnehmen und der den Weg ebnen soll für eine echte Demo
kratie, die Aufhebung des Ausnahmezustands und die Durchführung realer, ehrgeiziger und umfassender 
politischer, wirtschaftlicher und sozialer Reformen, die für die langfristige Stabilität und Entwicklung von 
entscheidender Bedeutung sind; 

7. fordert die Behörden von Bahrain, Syrien und Jemen auf, ihre internationalen Verpflichtungen in 
Bezug auf Menschenrechte und Grundfreiheiten einzuhalten; fordert die Regierungen in diesen Ländern 
auf, den Ausnahmezustand sofort aufzuheben, unverzüglich alle politischen Gefangenen, Menschenrechts
verteidiger, Journalisten und friedlichen Demonstranten freizulassen, die Meinungsfreiheit und Versamm
lungsfreiheit gesetzlich zu verankern und in die Praxis umzusetzen, die Maßnahmen zur Korruptions
bekämpfung zu verschärfen, gleiche Rechte für Minderheiten zu garantieren, den Zugang zu Kommunika
tionsmitteln, wie Internet und Mobiltelefone, sicherzustellen und den Zugang zu unabhängigen Medien zu 
gewährleisten; 

8. nimmt den Rücktritt der syrischen Regierung vom 29. März 2011 zur Kenntnis; glaubt jedoch, dass 
dies nicht ausreichen wird, um der wachsenden Enttäuschung des syrischen Volkes entgegen zu wirken; 
fordert Präsident Bashar al-Assad auf, der Politik, die auf die Unterdrückung der politischen Opposition und 
der Menschenrechtsverteidiger abzielt, ein Ende zu setzen, den Ausnahmezustand, der seit 1963 in Kraft ist, 
tatsächlich aufzuheben, den Prozess des demokratischen Übergangs in Syrien zu fördern und eine konkrete 
Agenda für politische, wirtschaftliche und soziale Reformen festzulegen; 

9. fordert die Regierung Bahrains und andere Parteien auf, unverzüglich und ohne Vorbedingungen einen 
sinnvollen und konstruktiven Dialog aufzunehmen, um Reformen herbeizuführen; begrüßt die Ankündigung 
des VN-Generalsekretärs, dass sich die Vereinten Nationen bereit halten, um – wenn sie darum ersucht 
werden – von den jeweiligen Ländern initiierte Anstrengungen zu unterstützen; 

10. bringt seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass sich ausländische Truppen unter der Ägide des 
Golf-Kooperationsrates in Bahrain aufhalten; fordert den Golf-Kooperationsrat auf, seine Ressourcen als 
kollektiver Akteur in der Region zu nutzen, um konstruktiv zu handeln und im Interesse friedlicher 
Reformen in Bahrain zu vermitteln; 

11. fordert Präsident Saleh von Jemen auf, konkrete Schritte zu setzen, um seinem Versprechen im 
Hinblick auf einen friedlichen Machtwechsel im Rahmen von verfassungsmäßigen Institutionen nachzukom
men; fordert alle Parteien, einschließlich der Opposition, auf, verantwortungsvoll zu agieren, sich unver
züglich an einem offenen und konstruktiven Dialog zu beteiligen, um einen geordneten politischen Über
gang sicherzustellen, und alle Parteien und Bewegungen, die das Volk Jemens vertreten, an diesem Dialog zu 
beteiligen; 

12. bekundet seine ernsthafte Besorgnis über den Grad der Armut und Arbeitslosigkeit sowie die wach
sende politische und wirtschaftliche Instabilität in Jemen; besteht darauf, dass die Erfüllung der auf der 
Geberkonferenz im Jahre 2006 gemachten Zusagen vor Ort beschleunigt werden muss; fordert die EU und 
den Golf-Kooperationsrat ferner auf, besondere Anstrengungen zu unternehmen, um finanzielle und tech
nische Unterstützung zu leisten, sobald Präsident Saleh bereit ist, den Weg für eine demokratisch gewählte 
Regierung frei zu machen;
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13. fordert die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf, die friedlichen demokratischen Bestre
bungen der Menschen in Bahrain, Syrien und Jemen zu unterstützen, ihre Politik gegenüber diesen Ländern 
zu überprüfen, den Verhaltenskodex der EU für Waffenexporte einzuhalten und sich bereitzuhalten, um – 
im Falle ernsthafter Zusagen der Regierungen dieser Länder – die Durchführung konkreter politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer Reformpläne in diesen Ländern zu unterstützen; 

14. fordert die Kommission auf, umfassenden und effektiven Gebrauch von der bestehenden Unterstüt
zung zu machen, die über das ENPI, das EIDHR und das IfS geleistet wird, und dringend konkrete Vor
schläge zu der Frage auszuarbeiten, wie die künftige finanzielle Unterstützung der EU den Ländern und den 
Zivilgesellschaften im Nahen Osten und in der Golfregion bei ihrem Übergang hin zu Demokratie und 
Menschenrechten besser Hilfestellung leisten kann; 

15. unterstreicht die Zusagen, die die Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und 
die Kommission in der Gemeinsamen Mitteilung über eine Partnerschaft für Demokratie und gemeinsamen 
Wohlstand im südlichen Mittelmeerraum im Hinblick auf die weitere Unterstützung des demokratischen 
Wandels und der Zivilgesellschaft als Reaktion auf die derzeitigen historischen Entwicklungen in der Region 
abgegeben haben; fordert, dass die EU die demokratischen Prozesse im Mittelmeerraum und in der Golf
region unterstützt, um eine umfassende Beteiligung aller Bürger – insbesondere von Frauen, die eine 
wesentliche Rolle bei den Forderungen nach demokratischem Wandel gespielt haben – am politischen Leben 
sicherzustellen; 

16. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, der Hohen Vertreterin 
der Union für Außen- und Sicherheitspolitik/Vizepräsidentin der Kommission, den Regierungen und Par
lamenten der Mitgliedstaaten, der Regierung und dem Parlament des Königreichs Bahrain, der Regierung und 
dem Parlament der Arabischen Republik Syrien und der Regierung und dem Parlament der Republik Jemen 
zu übermitteln. 

Vierte Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten 
Länder 

P7_TA(2011)0149 

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 7. April 2011 zu der Vierten Konferenz der 
Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Länder 

(2012/C 296 E/12) 

Das Europäische Parlament, 

— unter Hinweis darauf, dass die Vereinten Nationen im Jahre 1971 anerkannt haben, dass es sich bei den 
am wenigsten entwickelten Ländern (LDC) um die „ärmsten und schwächsten Mitglieder“ der interna
tionalen Gemeinschaft handelt, 

— unter Hinweis auf die Kriterien, die der VN-Ausschuss für Entwicklungspolitik zur Definition der LDC 
festgelegt hat, 

— unter Hinweis auf die im September 1990 angenommene Pariser Erklärung zu den am wenigsten 
entwickelten Ländern, 

— unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekretärs der Vereinten Nationen über die Durchführung des 
Aktionsprogramms für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2001-2010 (A/65/80), 

— unter Hinweis auf die Ergebnisse des Hochrangigen Treffens im Rahmen der VN zu den Millenniums- 
Entwicklungszielen (MEZ) im September 2010, 

— unter Hinweis auf das Brüsseler Aktionsprogramm für die LDC, das auf der Dritten UNO-Konferenz über 
die LDC (LDC-III) im Mai 2001 in Brüssel angenommen wurde, 

— unter Hinweis auf den 2008 von der UNO-Generalversammlung gefassten Beschluss über die Einberu
fung der Vierten UNO-Konferenz über die LDC (LDC-IV),
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